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Steuerliche Maßnahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Coronavirus 
 
 
Die Verwaltung berichtet: 
 
Unter dem 26.03.2021 hat der Städtetag Rheinland-Pfalz auf die Mitteilung des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes bezüglich der aktuellen steuerlichen Maß-
nahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen des Coronavirus hingewiesen. 
 
Demnach hat das Bundesministerium der Finanzen (BMF) im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder eine weitere Verlängerung der Regelungen 
erlassen, die für die von den Folgen der Corona-Krise betroffenen Steuerpflichtigen 
Erleichterungen vorsehen. Danach können für die Steuern, die von den Landesfi-
nanzbehörden im Auftrag des Bundes verwaltet werden, jetzt bis zum 30.06.2021 
Anträge auf Stundung gestellt werden; diese sind bis längstens 30.09.2021 zu ge-
währen. Der Vollstreckungsaufschub wird ebenfalls verlängert. 
 
Das vorgenannte BMF-Schreiben vom 18.03.2021 ist als Anlage beigefügt. Es er-
setzt das BMF-Schreiben vom 19.03.2020 und ergänzt das BMF-Schreiben vom 
22.12.2020 (vgl. Anlage 2 zur Hinweis-Drucksache XVII/1350 vom 26.01.2021). 
 
Festzuhalten bleibt, dass auf die Erhebung von Stundungszinsen verzichtet werden 
kann. 
 
Die Stadt Frankenthal (Pfalz) hat bis dato 79 Unternehmen corona-bedingte zinslose 
Stundungen bei der Gewerbesteuer zugebilligt, darüber hinaus 6 zinslose Stundun-
gen bei der Schankerlaubnissteuer sowie 9 zinslose Stundungen bei der Vergnü-
gungssteuer. Die Stadt hat damit insgesamt auf rd. 23.000 € Stundungszinsen ver-
zichtet; davon entfallen rd. 18.700 € auf Stundungen bei der Gewerbesteuer und rd. 
4.000 € auf Stundungen bei der Vergnügungssteuer. 
 
Es ist davon auszugehen, dass weitere Stundungsanträge gestellt werden. Die Ver-
waltung möchte ihren Beitrag zur aktiven Unterstützung der örtlichen Wirtschaft leis-
ten und insoweit an die bisherige Handhabung eines ausdrücklich zugelassenen ver-
einfachten Verfahrens im Sinne des aktuellen BMF-Schreibens anknüpfen. 
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Auf die Erhebung von Stundungszinsen, sowohl bei neuen Stundungsanträgen sowie 
auch bei Anträgen auf Anschlussstundungen, möchte die Verwaltung mit Blick auf 
die wirtschaftliche Situation krisenbetroffener Unternehmen und im Einvernehmen 
mit den städtischen Beschlussgremien auch weiterhin verzichten. 
 
 
STADTVERWALTUNG FRANKENTHAL (PFALZ) 
In Vertretung 
 
 
Bernd Knöppel 
Bürgermeister 
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